
werden vor allem jene Beziehungen gestaltet, die auf die 
Entwicklung der LPG auf der Grundlage entsprechender 
Pläne, auf die Wahl der genossenschaftlichen Organe und 
auf die Verwendung der genossenschaftlichen Fonds ge­
richtet sind und daher Grundlage der operativen Leitung 
darstellen.
Den hohen Anforderungen, die an die Mitentscheidung der 
Genossenschaftsbauern und Arbeiter zu stellen sind, ent­
spricht die Festlegung, daß die Vollversammlung beschluß­
fähig ist, wenn mindestens zwei Drittel aller Genossen­
schaftsbauern und Arbeiter anwesend sind. Im Zuge der 
stärkeren Ausprägung der genossenschaftlichen Demokra­
tie wird die Vorbereitung der Vollversammlung eine solche 
Qualität erreichen, daß die Genossenschaftsbauern und 
Arbeiter noch stärker das Bedürfnis haben, die für sie 
und ihre LPG wichtigen Fragen mitzuentscheiden. Dem 
dienen die Festlegungen über die Aufgaben des Vorstands 
und des Vorsitzenden zur ordnungsgemäßen Vorbereitung 
und Durchführung der Vollversammlung.
Die Entwürfe der Musterstatuten werden den Veränderun­
gen in der Landwirtschaft auch in folgender Weise ge­
recht: Da unter den Bedingungen der industriemäßigen 
Produktion die Beschäftigtenzahl in den einzelnen LPGs 
zunimmt — in einer LPG Pflanzenproduktion werden etwa 
350 bis 400 Genossenschaftsbauern und Arbeiter tätig 
sein — und die Rolle der Arbeitskollektive weiter wächst, 
ist hinsichtlich der Regelung der Leitungsverhältnisse vor­
gesehen, daß größere Genossenschaften, in denen die Ein­
berufung von Vollversammlungen erschwert ist, nach Zu­
stimmung des Rates des Kreises auf Beschluß der Voll­
versammlung ausnahmsweise Delegiertenversammlungen 
durchführen können. Die Jahreshauptversammlung und 
die Halbjahresversammlung sind jedoch als Versammlun­
gen aller Genossenschaftsbauern und Arbeiter durchzu­
führen. Die Delegiertenversammlung nimmt einen Teil 
der Kompetenzen wahr, die der Vollversammlung zu­
stehen.
Um aber auch bei der Durchführung von Delegiertenver­
sammlungen die Mitwirkung der Genossenschaftsbauern 
und Arbeiter zu sichern, werden einerseits die Delegierten 
nach einem von der LPG in Abstimmung mit dem Rat des 
Kreises festzulegenden Delegiertenschlüssel in den Abtei­
lungen und Brigaden für drei Jahre gewählt; sie haben 
ihren Kollektiven über die von der Delegiertenversamm­
lung gefaßten Beschlüsse zu berichten. Andererseits wer­
den die Beschlußentwürfe vorher in den Arbeitskollektiven 
(Abteilungen und Brigaden) beraten, so daß die Delegier­
ten die Meinung ihrer Kollektive zu den zu beratenden 
Problemen vortragen können. Die Delegiertenversamm­
lung ist beschlußfähig, wenn mindestens drei Viertel der 
Delegierten anwesend sind.
In den Arbeitskollektiven sind monatliche Versammlungen 
durchzuführen, in deren Ergebnis dem Vorstand Vorschläge 
z. B. für die Erfüllung der Planaufgaben unterbreitet wer­
den können. Zur Unterstützung des Leiters der jeweiligen 
Abteilung oder Brigade kann die Versammlung einen Ab- 
teilungs- oder Brigaderat wählen.
Die Wahl und die Arbeit der Revisionskommission als 
Kontrollorgan der Vollversammlung und weiterer Kom­
missionen des Vorstands sind weiterhin bewährte Formen 
der genossenschaftlichen Demokratie. Bemerkenswert ist

in allen Leitungsfragen die Orientierung auf die Sicherung 
der Rechte der Gewerkschaften und der Arbeiter im genos­
senschaftlichen Leitungsprozeß.

Das Mitgliedschaftsverhältnis
Die Rechtsbeziehungen der Genossenschaftsbauern werden 
auch zukünftig durch die Mitgliedschaft geregelt werden. 
Ihre rechtliche Ausgestaltung muß den Anforderungen in­
dustriemäßiger Produktionsmethoden und dem sich ver­
ändernden Charakter der Arbeit zu einer Art industrieller 
Arbeit gerecht Werden.
Im Vergleich zur bisherigen Regelung sind die Mitglied­
schaftsbeziehungen weiterentwickelt worden. Das zeigt sich 
vor allem in einer Vervollkommnung der Rechte und 
Pflichten der Genossenschaftsbauern in bezug auf die Ver­
wirklichung der Grundrechte auf Arbeit, Erholung, soziale 
Sicherstellung und auf umfassende Mitwirkung und Mit­
entscheidung. Die folgenden Neuregelungen sind dafür 
kennzeichnend: Das Recht und die Pflicht zur Teilnahme 
an der Arbeit werden durch eine schriftliche Arbeitsverein­
barung zwischen Genossenschaft und Genossenschafts­
bauern konkretisiert; die einzelnen Rechtsansprüche, wie 
die Rechte auf Erholungsurlaub und Lohnausgleich, wer­
den ebenso exakt festgelegt wie die Schadenersatz­
ansprüche gegenüber der LPG und die neuen Formen der 
Mitwirkung (z. B. die Durchführung von Brigadeversamm­
lungen).
Genossenschaftliche Mitgliedschaftsverhältnisse umfassen 
insbesondere die Arbeits-, Leitungs-, Eigentums- und So­
zialverhältnisse. Die einzelnen Bestandteile der Mitglied­
schaft sind zwar relativ selbständig, stehen aber in einem 
untrennbaren Zusammenhang.
Dieser erforderlichen Komplexität der Mitgliedschaft und 
der Einheit von Rechten und Pflichten werden die Ent­
würfe mit der Fixierung grundlegender Rechte und Pflich­
ten der Genossenschaftsbauern voll gerecht. Auf ihrer 
Grundlage werden dann die Rechte und Pflichten in beson­
deren Abschnitten bzw. in der Betriebsordnung näher aus­
gestaltet.

*

Mit der Veröffentlichung der Entwürfe wird eine seit dem 
Erlaß der ersten Musterstatuten im Jahre 1952 traditionelle 
Form beibehalten: Den Genossenschaftsbauern und Ar­
beitern wird es ermöglicht, durch Meinungsäußerungen, 
Änderungs- und Ergänzungsvorschläge am staatlichen 
Rechtssetzungsprozeß teilzunehmen. Auch dies ist ein We­
senszug der sozialistischen Demokratie. In rechtspropa­
gandistischen Veranstaltungen sollte der Inhalt der Ent­
würfe vermittelt und zur Diskussion darüber angeregt 
werden. In den Schulungen der genossenschaftlichen Lei­
tungskader sollten die Entwürfe eingehend beraten wer­
den, damit diese Leitungskader die Diskussion der Ent­
würfe in den Arbeitskollektiven leiten können./ll/
Diese Aufgabe erfolgreich zu lösen erfordert, bei der 
Diskussion der Entwürfe der Musterstatuten stets die 
agrarpolitischen Ziele der Partei der Arbeiterklasse zu 
erläutern.
/lt/ Vgl. „Diskussion der Statuten bis Ende Mal“ (Interview mit 
dem Minister für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwlrtscäiaft, 
Genossen Heinz Kuhrig, zu den Statutenentwürfen), Neue Deutsche 
Bauemzeltung vom 14. Januar 1977, S. 2.
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Die zivilrechtliche Schadenersatzpflicht und ihr Umfang
Schadenersatz als materielle Wiedergutmachung
Die Schadenersatzpflicht ist im Unterschied zu anderen 
Sanktionen/1/ für Pflichtverletzungen an die Vorausset­
zung geknüpft, daß dem Verletzten ein Schaden zugefügt 
worden ist./2/ Die Höhe der Ersatzpflicht wird nicht durch 
die Art oder Schwere der Pflichtverletzung, sondern durch

die Höhe des durch die Pflichtverletzung rechtswidrig 
verursachten Schadens bestimmt. Der durch die Pflicht­
verletzung Geschädigte soll so gestellt werden, als wäre 
die Pflicht nicht verletzt worden.
Verursacht eine geringfügige Pflichtverletzung einen ho­
hen Schaden (z. B. Verkehrsunfall durch unachtsamen
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